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 Gesetzentwurf
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 Entwurf eines Gesetzes zur Öffnung des Messwesens bei Strom und Gas
 für Wettbewerb

 A.  Problem und Ziel

 Bei  der  leitungsgebundenen  Versorgung  mit  Elektrizität  und  Gas  sind  bisher  nur
 Einbau,  Betrieb  und  Wartung  von  Messeinrichtungen  (Messstellenbetrieb)  für
 den  Wettbewerb  geöffnet.  Dies  soll  auf  die  Messung  ausgedehnt  werden.  Die
 fehlende  Marktöffnung  in  diesem  Bereich  hat  sich  als  ein  zentrales  Hindernis  für
 den  Wettbewerb  auch  beim  Messstellenbetrieb  erwiesen.  Durch  die  Markt-
 öffnung  werden  zudem  technische  Innovationen  beim  Zähl-  und  Messwesen
 sowie  Konzepte  für  intelligente  Netze  gefördert.  Damit  wird  auch  die  Einfüh-
 rung  innovativer  Messeinrichtungen  gefördert,  die  zu  energiesparendem  Verhal-
 ten der Letztverbraucher anreizen kann.

 B.  Lösung

 Das  Energiewirtschaftsgesetz  wird  um  solche  Vorschriften  ergänzt,  die  für  die
 wirksame  Ausgestaltung  der  Marktöffnung  und  für  die  Beobachtung  der  Markt-
 ergebnisse  auch  im  Hinblick  auf  die  angestrebte  Einführung  zukunftsweisender
 neuer Zählertechnologien erforderlich sind.

 C.  Alternativen

 Keine

 D.  Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte

 1.  Haushaltsaufgaben ohne Vollzugsaufwand

 Das  Gesetz  hat  keine  Auswirkungen  auf  die  Einnahmen  und  Ausgaben  der  öf-
 fentlichen Haushalte.

 2.  Vollzugsaufwand

 Die Neuregelung löst keinen zusätzlichen Vollzugsaufwand aus.

 E.  Sonstige Kosten

 Die  Neuregelung  verbessert  die  Möglichkeit,  durch  Wettbewerb  auch  zu  einer
 Absenkung der Einzelpreise im Strom- und Gasmarkt zu gelangen.
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Im  Übrigen  hat  die  Neuregelung  weder  quantifizierbare  Auswirkungen  auf  die
 Kosten  für  die  Wirtschaft  noch  auf  die  Einzelpreise,  das  Preisniveau  sowie  auf
 die Verbraucherinnen und Verbraucher.

 F.  Bürokratiekosten

 a)  Bürokratiekosten der Wirtschaft

 Es  wird  eine  neue  Informationspflicht  für  die  Wirtschaft  eingeführt,  die  aller-
 dings die bisherige Regelung in §  42 Abs.  6 EnWG entfallen lässt.

 b)  Bürokratiekosten für die Bürger

 Es  werden  keine  Informationspflichten  für  die  Bürgerinnen  und  Bürger  neu  ein-
 geführt, geändert oder aufgehoben.

 c)  Bürokratiekosten für die Verwaltung

 Es  werden  keine  neuen  Berichts-  oder  Informationspflichten  für  die  Verwaltung
 neu eingeführt.

 G.  Gleichstellungspolitische Belange

 Werden nicht berührt.
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Anlage 1
 Entwurf eines Gesetzes zur Öffnung des Messwesens bei Strom und Gas
 für Wettbewerb

 Vom …
 Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

 Artikel 1

 Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes

 Das  Energiewirtschaftsgesetz  vom  7.  Juli  2005  (BGBl.  I
 S.  1970,  3621),  zuletzt  geändert  durch  das  Gesetz  vom
 26.  März 2007 (BGBl. I S.  358), wird wie folgt geändert:

 1.  Die  Fußnote  zur  Gesetzesüberschrift  wird  wie  folgt  ge-
 ändert:

 a)  Nach  der  Angabe  „(ABl.  EU  Nr.  L  176  S.  57)“  wird
 das Wort „und“ durch ein Komma ersetzt.

 b)  Nach  der  Angabe  „(ABl.  EU  Nr.  L  127  S.  92)“  wer-
 den  die  Wörter  „und  der  Richtlinie  2006/32/EG  des
 Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  5.  April
 2006  über  Endenergieeffizienz  und  Energiedienst-
 leistungen  und  zur  Aufhebung  der  Richtlinie  93/76/
 EWG  des  Rates  (ABl.  EU  Nr.  L  114  S.  64)“  eingefügt.

 2.  In  §  3  werden  nach  Nummer  26  folgende  Nummern  ein-
 gefügt:

 „26a.  Messstellenbetreiber  ein  Netzbetreiber  oder  ein
 Dritter,  der  die  Aufgabe  des  Messstellenbetriebs
 wahrnimmt,

 26b.  Messstellenbetrieb  der  Einbau,  der  Betrieb  und  die
 Wartung von Messeinrichtungen,

 26c.  Messung  die  Ab-  und  Auslesung  der  Messeinrich-
 tung  sowie  die  Weitergabe  der  Daten  an  die  Be-
 rechtigten,“.

 3.  §  21b wird wie folgt geändert:

 a)  In  Absatz  1  werden  die  Wörter  „Einbau,  der  Betrieb
 und  die  Wartung  von  Messeinrichtungen“  durch  das
 Wort „Messstellenbetrieb“ ersetzt.

 b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

 aa)  Satz 1 wird wie folgt gefasst:

 „Auf  Wunsch  des  betroffenen  Anschlussnutzers
 kann von einem Dritten durchgeführt werden,

 1.  der  Messstellenbetrieb,  wenn  der  einwand-
 freie  und  den  eichrechtlichen  Vorschriften
 entsprechende  Messstellenbetrieb  durch  den
 Dritten  gewährleistet  ist  und  die  Vorausset-
 zungen  nach  Absatz  3  Satz  2  Nr.  2  vorliegen,
 sowie

 2.  die  Messung,  wenn  durch  den  Dritten  die
 einwandfreie  und  den  eichrechtlichen  Vor-
 schriften  entsprechende  Messung  und  eine
 Weitergabe  der  Daten  an  die  berechtigten
 Marktteilnehmer  gewährleistet  ist,  die  eine

 fristgerechte  und  vollständige  Abrechung  er-
 möglicht.“

 bb)  In  Satz  2  werden  die  Wörter  „Einbau,  den  Betrieb
 und  die  Wartung  von  Messeinrichtungen“  durch
 die  Wörter  „Messstellenbetrieb  oder  die  Mes-
 sung“ ersetzt.

 cc)  Die Sätze 4 bis 6 werden gestrichen.

 dd)  In  dem  bisherigen  Satz  7  wird  das  Wort  „Mess-
 stellenbetreiber“ durch das Wort „Dritte“ ersetzt.

 ee)  Folgender Satz  wird angefügt:

 „§  9 Abs.  1 gilt entsprechend.“

 c)  Der  bisherige  Absatz  2  Satz  4  bis  6  wird  neuer  Ab-
 satz 3.

 d)  Der  bisherige  Absatz  3  erhält  die  Absatzbezeichnung
 „(4)“ und wird wie folgt geändert:

 aa)  Satz 1 wird wie folgt gefasst:

 „Die  Bundesregierung  wird  ermächtigt,  durch
 Rechtsverordnung  mit  Zustimmung  des  Bundes-
 rates

 1.  die  Bedingungen  für  den  Messstellenbetrieb
 sowie  für  die  Messung  durch  einen  Dritten  zu
 regeln  und  dabei  auch  zu  bestimmen,  unter
 welchen  Voraussetzungen  die  Messung  von
 einem  anderen  als  dem  Messstellenbetreiber
 durchgeführt werden kann,

 2.  bundesweit  einheitliche  technische  Min-
 destanforderungen  an  Messeinrichtungen  un-
 ter  Beachtung  der  eichrechtlichen  Vorgaben
 zu regeln sowie

 3.  zu  regeln,  in  welchen  Fällen  und  unter  wel-
 chen  Voraussetzungen  die  Regulierungsbe-
 hörde  diese  Bedingungen  festlegen  oder  auf
 Antrag  des  Netzbetreibers  genehmigen  kann.“

 bb)  Satz 2 wird gestrichen.

 cc)  Der bisherige Satz  3 wird wie folgt geändert:

 (1)  Die  Angabe  „den  Sätzen  1  und  2“  wird
 durch die Angabe „Satz 1“ ersetzt.

 (2)  Nach  dem  Wort  „insbesondere“  werden
 folgende Nummern eingefügt:

  „1.  Regelungen  zur  einheitlichen  Ausgestaltung
 der  Rechte  und  Pflichten  der  Beteiligten,  der
 Bestimmungen  der  Verträge  nach  Absatz  2
 Satz  4  und  des  Rechtsverhältnisses  zwischen
 Netzbetreiber  und  Anschlussnutzer  sowie
 über  den  Vertragsschluss,  den  Gegenstand
 und  die  Beendigung  der  Verträge  getroffen
 werden,
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2.  die  Mindestanforderungen  im  Sinne  des  Ab-
 satzes  3  Satz  2  Nr.  2  und  Satz  3  ausgestaltet
 werden,“.

 (3)  Die  bisherige  Nummer  1  wird  Nummer  3
 und wie folgt gefasst:

 „Bestimmungen  zum  Zeitpunkt  der  Übermittlung
 der  Messdaten  und  zu  den  für  die  Übermittlung
 zu  verwendenden  bundeseinheitlichen  Datenfor-
 maten getroffen werden,“.

 (4)  Die  bisherigen  Nummern  2  bis  5  werden
 die Nummern 4 bis 7.

 (5)  In  den  neuen  Nummern  6  und  7  wird  das
 Wort  „Messstellenbetreibers“  durch  das  Wort
 „Dritten“ ersetzt.

 4.  In  §  29  Abs.  1  wird  nach  der  Angabe  „§  21a  Abs.  6“  die
 Angabe „, §  21b Abs.  4“ eingefügt.

 5.  In  §  35  Abs.  1  Nr.  12  werden  nach  der  Angabe  „12.“  die
 Wörter  „das  Ausmaß  von  Wettbewerb  und  die  technische
 Entwicklung  bei  Messeinrichtungen  einschließlich  des

 Einsatzes  moderner  Messeinrichtungen,  die  Messung,
 das Angebot lastvariabler Tarife und,“ eingefügt.

 6.  Nach §  39 wird folgender §  40 eingefügt:

 „§  40
 Strom- und Gasrechnungen

 Energieversorgungsunternehmen  sind  verpflichtet,  in
 ihren  Rechnungen  für  Energielieferungen  an  Letztver-
 braucher  das  Entgelt  für  den  Netzzugang  und  gegebenen-
 falls  darin  enthaltene  Entgelte  für  den  Messstellenbetrieb
 und  die  Messung  beim  jeweiligen  Letztverbraucher  ge-
 sondert auszuweisen.“

 7.  §  42 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 6 wird gestrichen.

 b)  Absatz 7 erhält die Absatzbezeichnung „(6)“.

 Artikel 2

 Inkrafttreten

 Das  Gesetz  tritt  am  Tage  nach  seiner  Verkündung  in  Kraft.
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Begründung
 A. Allgemeiner Teil

 I.  Ziel und Gegenstand des Gesetzes

 Nach  §  21b  Abs.  2  des  Energiewirtschaftsgesetzes  (EnWG)
 sind  Einbau,  Betrieb  und  Wartung  von  Messeinrichtungen
 (Messstellenbetrieb)  im  Strom-  und  Gasbereich  bereits  heute
 für  den  Wettbewerb  geöffnet.  Dagegen  weist  §  21b  EnWG
 die  Ab-  bzw.  Auslesung  der  Messgeräte  (Messung)  noch
 allein  dem  Netzbetreiber  als  Aufgabe  zu,  sofern  dieser  Be-
 reich  nicht  durch  eine  Rechtsverordnung  nach  §  21b  Abs.  3
 Satz  2  EnWG  ebenfalls  für  Wettbewerb  geöffnet  ist.  Eine
 solche  Rechtsverordnung  ist  bisher  nicht  erlassen  worden.
 Die  Bundesregierung  hat  in  ihrem  am  26.  September  2007
 beschlossenen  Evaluierungsbericht  nach  §  112  EnWG  die
 Erfahrungen  mit  dieser  geteilten  Marktöffnung  seit  Inkraft-
 treten  des  Energiewirtschaftsgesetzes  vom  7.  Juli  2005  dar-
 gelegt  (vgl.  Bundestagsdrucksache16/6532,  S.  6  und  14  ff.).
 Die  Erfahrungen  haben  unter  anderem  gezeigt,  dass  die  noch
 fehlende  Marktöffnung  der  Messung  zudem  ein  wesent-
 liches  Wettbewerbshindernis  im  Bereich  des  Messstellen-
 betriebs ist.

 Die  Bundesregierung  hat  in  ihrem  Evaluierungsbericht  die
 unverzügliche  vollständige  Öffnung  des  Zähl-  und  Messwe-
 sens  nach  §  21b  EnWG  für  Wettbewerb  befürwortet.  Diese
 Maßnahme  ist  im  Strombereich  auch  Teil  der  in  Meseberg
 beschlossenen  Eckpunkte  eines  integrierten  Energie-  und
 Klimaprogramms  der  Bundesregierung.  Die  Öffnung  für  den
 Wettbewerb  soll  helfen,  preisliche  Vorteile  für  die  Verbrau-
 cher  zu  erschließen  und  vor  allem  technische  Innovationen
 beim  Zähl-  und  Messwesen  sowie  Konzepte  für  intelligente
 Netze  zu  fördern.  Verbraucher  sollen  in  die  Lage  versetzt
 werden,  ihren  Eigenverbrauch  zu  steuern;  die  Erbringung
 von  Energiedienstleistungen  soll  optimiert  werden.  Zur  Um-
 setzung  wird  die  für  den  Messstellenbetrieb  bereits  vorhan-
 dene  Marktöffnung  durch  eine  Änderung  des  §  21b  EnWG
 auf den Bereich der Messung erweitert.

 Die  Einführung  innovativer  Zähler  soll  auch  eine  Grundlage
 dafür  schaffen,  dass  die  Letztverbraucher  von  Energie  erwei-
 terte  Möglichkeiten  für  zeitnahes,  gezielt  energiesparendes
 Verhalten  im  Sinne  des  Artikels  13  der  Richtlinie  2006/32/
 EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  5.  April
 2006  über  Endenergieeffizienz  und  Energiedienstleistungen
 und  zur  Aufhebung  der  Richtlinie  93/76/EWG  des  Rates
 (ABl. EU Nr.  L 114 S.  64) erhalten.

 Die  Messung  der  Energie,  die  über  einen  Netzanschluss  ent-
 nommenen  wird,  und  der  Betrieb  des  Zählers,  der  für  diese
 Messung  erforderlich  ist,  sind  im  Grundsatz  Hilfsdienst-
 leistungen.  Sie  fallen  im  Zusammenhang  mit  der  Erbringung
 einer  Hauptleistung  an,  die  nach  der  energiewirtschaftsrecht-
 lichen  Entflechtung  von  Netzbetrieb  und  Energielieferungen
 zum  einen  aus  der  Gewährung  des  Netzzugangs  durch  den
 jeweiligen  Netzbetreiber  und  zum  anderen  aus  der  Energie-
 lieferung  durch  den  jeweiligen  Energielieferanten  besteht.
 Die  Erbringung  dieser  Hauptleistungen  unterliegt  unter-
 schiedlichen rechtlichen Rahmenbedingungen.

 Die  Messdaten  sind  erforderlich,  um  den  gewährten  Netz-
 zugang  und  die  gelieferte  Energie  dem  Kunden  in  Rechnung

 zu  stellen.  Grundlage  hierfür  sind  beim  Netzzugang  die  Vor-
 schriften  der  Stromnetzzugangsverordnung  (StromNZV)
 bzw.  der  Gasnetzzugangsverordnung  (GasNZV).  Bei  Ener-
 gielieferungen  erfolgt  die  Abrechung  im  Falle  einer  Grund-
 versorgung  nach  den  Vorschriften  der  Stromgrundver-
 sorgungsverordnung  (StromGVV)  bzw.  der  Gasgrundver-
 sorgungsverordnung  (GasGVV)  und  bei  im  Wettbewerb
 geschlossenen  Lieferverträgen  nach  den  jeweiligen  Ver-
 tragsbedingungen.

 Da  die  für  die  Durchführung  des  Netzzugangs  und  der  Ener-
 gielieferung  erforderlichen  Messdaten  im  Regelfall  iden-
 tisch  sind,  bedarf  es  für  deren  Messung  im  Grundsatz  auch
 nur  eines  Zählers  beim  jeweiligen  Kunden.  Wie  häufig  die
 Messdaten  benötigt  werden,  hängt  insbesondere  von  den
 vorgesehenen  Abrechnungsintervallen  der  jeweiligen  An-
 bieter ab.

 Wenn  der  Netzbetreiber  die  Messung  durchführt,  verwendet
 er  die  Messdaten  für  die  Durchführung  des  Netzzugangs  und
 kann  sie  dem  Energielieferanten  für  die  Abrechnung  der
 Energielieferungen  zur  Verfügung  stellen.  Im  Falle  der  Mes-
 sung  durch  einen  Dritten  werden  die  Messdaten  dem  Netz-
 betreiber  von  diesem  Dritten  zur  Verfügung  gestellt.  Der
 Dritte  muss  die  einwandfreie  Messung  und  die  Weitergabe
 der  Daten  an  alle  berechtigten  Netzbetreiber  und  Lieferanten
 gewährleisten,  damit  eine  fristgerechte  und  vollständige
 Abrechnung möglich ist.

 Zur  notwendigen  bundesweiten  Standardisierung  der  Ge-
 schäftsprozesse  ist,  wie  im  Evaluierungsbericht  der  Bundes-
 regierung  ausgeführt,  auch  eine  Ergänzung  der  §§  21b
 und  29  EnWG  erforderlich,  um  die  Anwendung  der  Regu-
 lierungsinstrumente  der  Bundesnetzagentur  auch  auf  die
 Ausgestaltung  der  erforderlichen  Vereinbarungen  zwischen
 Netzbetreibern  und  Messstellenbetreibern  zu  ermöglichen.
 Darüber  hinaus  soll  die  Änderung  des  §  21b  EnWG  künftig
 dem  Anschlussnutzer,  also  dem  Letztverbraucher,  ermög-
 lichen,  den  Wechsel  des  Messstellenbetreibers  zu  veranlas-
 sen.  Ein  Auseinanderfallen  der  Berechtigten  einer  Markt-
 öffnung  bei  einem  Wechsel  des  Messstellenbetreibers  und
 einem  Wechsel  des  die  Ablesung  durchführenden  Unterneh-
 mens  hat  sich,  wie  die  Bundesregierung  im  Evaluierungs-
 bericht ausgeführt hat, als nicht sachgerecht erwiesen.

 Die  Letztverbraucher  sollen,  wie  im  Evaluierungsbericht  der
 Bundesregierung  ausgeführt,  durch  die  Marktöffnung  auch
 die  Möglichkeit  erhalten,  neue  Zählertechnologien  zu  nut-
 zen.  Die  Bundesregierung  hat  in  Meseberg  beschlossen,  im
 Strombereich  die  Einführung  intelligenter  Zähler  zu  fördern
 und  die  für  einen  marktgetriebenen  Prozess  erforderlichen
 Rahmenbedingungen  zu  entwickeln.  Erklärtes  Ziel  ist  es,
 dass  über  diesen  Prozess  nach  einem  Zeitraum  von  sechs
 Jahren  solche  intelligenten  Zähler  in  den  Grenzen  der  wirt-
 schaftlichen  Vertretbarkeit  möglichst  flächendeckend,  auch
 unter  Einsatz  lastvariabler  Tarife,  zum  Einsatz  kommen.
 Daher  wird  die  Marktöffnung  nach  §  21b  EnWG  durch  ein
 Monitoring  über  die  Ergebnisse  der  Marktöffnung,  auch  in
 Bezug  auf  den  Einsatz  moderner  Zählertechnologien,  be-
 gleitet.  Hierzu  wird  das  bereits  vorhandene  Monitoring  der
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Bundesnetzagentur  nach  §  35  Abs.  1  Nr.  12  EnWG  klar-
 stellend ergänzt.

 Das  vorliegende  Gesetz  ergänzt  die  bereits  geltenden  Vor-
 schriften  des  im  Rahmen  des  Zweiten  Gesetzes  zur  Neurege-
 lung  des  Energiewirtschaftsrechts  vom  7.  Juli  2005  (BGBl.  I
 S.  1970)  in  Kraft  getretenen  Energiewirtschaftsgesetzes.  Der
 Bund  hat  für  Artikel  1  die  Gesetzgebungskompetenz  nach
 Artikel  74  Abs.  1  Nr.  11  des  Grundgesetzes  (GG)  –  Energie-
 wirtschaft.  Eine  bundesgesetzliche  Regelung  des  Ordnungs-
 rahmens  für  die  leitungsgebundene  Versorgung  mit  Elektri-
 zität  und  Gas  ist  zur  Wahrung  der  Rechts-  und  Wirtschafts-
 einheit  sowie  zur  Herstellung  gleichwertiger  Lebensverhält-
 nisse  im  Bundesgebiet  im  Sinne  des  Artikels  72  Abs.  2  GG
 erforderlich.

 Die  Elektrizitäts-  und  Gaswirtschaft  ist  eine  Schlüssel-
 branche  mit  erheblicher  Bedeutung  für  die  gesamtwirtschaft-
 liche  Entwicklung  und  für  alle  öffentlichen  und  privaten
 Letztverbraucher  von  Strom  und  Gas.  Eine  Gesetzesvielfalt
 auf  Landesebene  birgt  die  Gefahr  unterschiedlicher  Ent-
 wicklungen  bei  den  Versorgungsstrukturen  und  bei  den
 Energiepreisen,  für  deren  Entwicklung  auch  Fragen  der
 Messung  der  gelieferten  Energie  von  Bedeutung  sind.  Dies
 würde  zu  einer  Rechtszersplitterung  sowie  zu  einer  erheb-
 lichen  Auseinanderentwicklung  des  bundesstaatlichen  So-
 zialgefüges  führen.  Hinzu  kommt,  dass  zahlreiche  Energie-
 versorgungsunternehmen  wie  auch  die  als  Wettbewerber  bei
 der  Messung  der  gelieferten  Energie  in  Betracht  kommenden
 Unternehmen  länderübergreifend  tätig  sind.  Einheitliche  Re-
 gelungen  auf  dem  Gebiet  der  Energiewirtschaft  dienen  der
 Funktionsfähigkeit  des  Wirtschaftsraumes  der  Bundesrepu-
 blik und liegen damit im gesamtstaatlichen Interesse.

 II.  Finanzielle Auswirkungen

 Belastungen  der  öffentlichen  Haushalte  sind  nicht  ersicht-
 lich.  Es  sind  keine  neuen  Aufgaben  vorgesehen,  die  nach
 derzeitigem  Erkenntnisstand  eine  Aufstockung  des  vorhan-
 denen  Personals  in  der  Bundesnetzagentur  und  den  Landes-
 regulierungsbehörden erforderlich werden ließen.

 Durch  die  Neuregelung  wird  die  Möglichkeit  verbessert,
 durch  Wettbewerb  auch  zu  einer  Absenkung  der  Einzelpreise
 im Strom- und Gasmarkt zu gelangen.

 Im  Übrigen  hat  die  Neuregelung  weder  quantifizierbare
 Auswirkungen  auf  die  Kosten  für  die  Wirtschaft  noch  auf  die
 Einzelpreise,  das  Preisniveau  sowie  auf  die  Verbraucherin-
 nen und Verbraucher.

 III.  Bürokratiekosten

 §  40  enthält  eine  neue  Informationspflicht  für  die  Wirtschaft,
 die  allerdings  die  bisherige  Regelung  (§  42  Abs.  6  EnWG)
 zum  Inhalt  der  auf  Rechnungen  anzugebenden  Informa-
 tionen  entfallen  lässt.  Die  Vorschrift  betrifft  Strom-  und  Gas-
 rechnungen  an  Letztverbraucher.  Sie  übernimmt  die  bis-
 herige  Informationspflicht  zur  Ausweisung  der  Netzentgelte
 nach  §  42  Abs.  6  EnWG  und  erstreckt  sich  jetzt  auch  auf  den
 Gasbereich.  Außerdem  betrifft  diese  Informationspflicht
 auch  gegebenenfalls  die  Angabe  der  in  den  Netzentgelten
 enthaltenen  Entgelte  für  den  Messstellenbetrieb  und  die
 Messung.

 B. Zu den einzelnen Vorschriften

 Zu Nummer 1

 Es  handelt  sich  um  eine  redaktionelle  Ergänzung.  So  können
 zum  Beispiel  durch  eine  Rechtsverordnung  nach  §  21b
 Abs.  3  EnWG  auch  Maßnahmen  getroffen  werden,  die  einer
 Umsetzung  des  Artikels  13  Abs.  1  der  Richtlinie  2006/32/EG
 dienen.

 Zu Nummer 2

 Es  handelt  sich  um  eine  klarstellende  Bestimmung  der  Be-
 griffe  des  Messstellenbetreibers,  des  Messstellenbetriebs
 und  der  Messung,  die  in  §  21b  verwendet  werden.  Der  Mess-
 stellenbetrieb  umfasst  den  Einbau,  den  Betrieb  und  die  War-
 tung  durch  Messeinrichtungen.  Der  Einbau  der  Messeinrich-
 tung  umfasst  die  Bereitstellung  oder  Lieferung  der
 Messeinrichtung.

 Zu Nummer 3 (§  21b)

 Die  Vorschrift  regelt  die  vollständige  Öffnung  des  Zähl-  und
 Messwesens  für  den  Wettbewerb.  Um  die  praktische  Wirk-
 samkeit  dieser  Öffnung  zu  gewährleisten,  nimmt  sie  rechts-
 technische  Änderungen  hinsichtlich  der  Berechtigten  und
 der  Regulierungskompetenzen  sowie  zur  Konkretisierung
 der Verordnungsermächtigung vor.

 §  21b  EnWG  betrifft  Fragen  der  Messinfrastruktur.  Er  regelt,
 wer  bei  der  Durchführung  des  Netzzugangs  zum  Messstel-
 lenbetrieb  und  zur  Messung  berechtigt  bzw.  verpflichtet  ist,
 welche  rechtlichen  Beziehungen  zwischen  einem  neuen
 Messstellenbetreiber  und  dem  Netzbetreiber  bestehen,  sowie
 die  Einhaltung  von  Mindestanforderungen.  Weitere  techni-
 sche  Mindestanforderungen  an  Messeinrichtungen,  die  bei
 bestimmten  Gruppen  von  Letztverbrauchern  einzusetzen
 sind,  ergeben  sich,  abgesehen  vom  Eichrecht,  zum  Beispiel
 aus  §  18  Abs.  1  in  Verbindung  mit  §  12  Abs.  1  StromNZV
 bzw.  §  38  Abs.  2  in  Verbindung  mit  §  29  Abs.  1  und  2  Gas-
 NZV.  Wofür  die  Messergebnisse  zu  welchem  Zeitpunkt  und
 zu  welchem  Zweck  zur  Verfügung  stehen  müssen,  ergibt  sich
 dagegen  aus  den  allgemeinen  rechtlichen  Rahmenbedingun-
 gen, die nicht Gegenstand dieser Vorschrift sind.

 Zu Buchstabe a

 Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung.

 Der  Messstellenbetrieb  und  die  Messung  erfolgen  entweder
 durch  den  Netzbetreiber  oder  im  Falle  des  Absatzes  2  durch
 Dritte.  Soweit  eine  auf  Wunsch  des  betroffenen  Anschlussnut-
 zers  zustande  gekommene  anderweitige  Vereinbarung  im  Sin-
 ne  des  Absatzes  1  zwischen  dem  Netzbetreiber  und  dem  Drit-
 ten  endet  oder  der  Dritte  aus  anderen  Gründen  ausfällt,  ohne
 dass  der  Messstellenbetrieb  und  die  Messung  durch  einen  an-
 deren  Dritten,  wiederum  aufgrund  einer  sich  anschließenden
 anderweitigen  Vereinbarung  im  Sinne  des  Absatzes  1,  fortge-
 setzt  wird,  fällt  die  Aufgabe  des  Messstellenbetriebs  und  der
 Messung  nach  Absatz  1  auf  den  Netzbetreiber  zurück.

 Zu Buchstabe b

 Zu Doppelbuchstabe aa

 Der  bisherige  Absatz  2  Satz  1  wird  im  einleitenden  Satzteil
 durch  die  formale  Öffnung  auch  der  Messung  für  Wettbe-
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werb  ergänzt.  Die  Öffnung,  die  in  der  bisherigen  Verord-
 nungsermächtigung  nach  Absatz  3  Satz  2  fakultativ  vorgese-
 hen  wurde,  wird  aus  Gründen  der  Normenklarheit
 rechtstechnisch  im  Gesetz  vorgenommen.  Damit  kann  kraft
 Gesetzes  auf  Wunsch  des  betroffenen  Anschlussnutzers  auch
 die  Messung,  also  die  Ab-  bzw.  Auslesung  der  Messeinrich-
 tung,  durch  einen  Dritten  durchgeführt  werden.  Das  Erfor-
 dernis  des  Vertragsschlusses  nach  Absatz  2  Satz  6  zwischen
 Netzbetreiber  und  Dritten  umfasst  auch  den  Bereich  der
 Messung  und  ermöglicht  kraft  Gesetzes  die  erforderliche
 Ausgestaltung  dieses  Rechtsverhältnisses  durch  die  Ver-
 tragsparteien.  Nähere  Vorgaben  kann,  dem  Vorbild  von  §  17
 Abs.  3  und  §  24  EnWG  folgend,  die  Rechtsverordnung  nach
 Absatz 3 regeln.

 Die  Berechtigung,  einen  Wechsel  des  Messstellenbetreibers
 und  des  die  Messung  durchführenden  Unternehmens  anzu-
 stoßen,  wird  beim  Anschlussnutzer  konzentriert.  Der  An-
 schlussnutzer,  also  der  jeweilige  Letztverbraucher,  sollte
 nach  der  bisherigen  Regelung  des  §  21b  Abs.  3  Satz  2
 EnWG  nur  das  Unternehmen  bestimmen  können,  das  die
 Messung  durchführt.  Bis  zu  einer  berechtigten  Fremdnut-
 zung  eines  Netzanschlusses  bzw.  der  hinter  dem  Netz-
 anschluss  liegenden  Zählpunkte  kann  auch  ein  Anschluss-
 nehmer,  wenn  er  über  den  Netzanschluss  berechtigterweise
 Energie  aus  dem  Netz  entnimmt,  als  Anschlussnutzer  eine
 Marktentscheidung  über  die  Wahl  des  Messstellenbetreibers
 und  des  die  Messung  durchführenden  Unternehmens  treffen.

 Die  Anforderungen  nach  Absatz  2  Satz  1  Nr.  1  und  2  ent-
 sprechen  den  bisherigen  Regelungen  nach  Absatz  2  Satz  1
 Halbsatz  2  und  Abs.  3  Satz  2  Satzteil  1  Halbsatz  2.  Dem  von
 der  Bundesregierung  vorgesehenen  Ansatz  einer  schnellst-
 möglichen  Öffnung  für  Wettbewerb  entsprechend,  ist  Ab-
 satz 3 Satz  2 Satzteil 2 nicht übernommen.

 Zu den Doppelbuchstaben bb bis dd

 Es werden redaktionelle Folgeänderungen vorgenommen.

 Zu Doppelbuchstabe ee

 Durch  die  Regelung  soll  ein  Dritter,  der  den  Messstellen-
 betrieb  und  die  Messung  durchführt,  denselben  Verpflichtun-
 gen  in  Bezug  auf  die  Vertraulichkeit  wirtschaftlich  sensibler
 Informationen  unterliegen,  denen  ein  Netzbetreiber  nach  §  9
 Abs.  1  unterliegt,  der  dieselben  Aufgaben  durchführt.  Das  In-
 teresse  am  Schutz  solcher  Informationen  besteht  unabhängig
 davon,  ob  der  Netzbetreiber  oder  ein  Dritter  über  solche  Infor-
 mationen  verfügt.  Der  Verweis  ist  auf  §  9  Abs.  1  begrenzt,  da
 §  9  Abs.  2  eine  typischerweise  auf  marktbeherrschende  Unter-
 nehmen  gerichtete  Verpflichtung  enthält,  während  im  Wettbe-
 werb  tätige  Dritte  nur  auf  Wunsch  des  jeweiligen  Anschluss-
 nutzers  tätig  werden  können.

 Zu Buchstabe c

 Aus  Gründen  der  Normenklarheit  wird  der  bisherige  Ab-
 satz 2 Satz  4 bis 6 in einen neuen Absatz 3 überführt.

 Zu Buchstabe d

 Zu Doppelbuchstabe aa

 Die  Verordnungsermächtigung  nach  Absatz  3  Satz  1  ergänzt
 die  bisherige  Regelung.  Der  bisherige  Absatz  3  Satz  2  kann

 entfallen,  da  sein  Regelungsgehalt  in  Absatz  2  Satz  1  inte-
 griert ist.

 In  Absatz  3  Satz  1  Nr.  1  wird,  abgesehen  von  einer  redak-
 tionellen  Folgeänderung,  eine  inhaltliche  Änderung  vorge-
 nommen.  Es  wird  klargestellt,  dass  auch  bestimmt  werden
 kann,  unter  welchen  Voraussetzungen  die  Messung  durch  ei-
 nen  anderen  als  den  Messstellenbetreiber  durchgeführt  wer-
 den  kann.  Nach  geltender  Rechtslage  ist  dies  der  Fall.  Der
 Messstellenbetreiber  und  das  für  die  Messung  verantwort-
 liche  Unternehmen  sind  nicht  identisch,  wenn  von  der  Mark-
 töffnung  beim  Messstellenbetrieb  Gebrauch  gemacht  wird.
 Die  Messung  erfolgt  in  diesem  Fall  nach  §  21b  Abs.  1
 EnWG  bisher  weiterhin  durch  den  Netzbetreiber.  Eine  Tren-
 nung  der  Aufgaben  des  Messstellenbetriebs  und  der  Messung
 soll  durch  §  21b  EnWG  auch  künftig  nicht  von  vornherein
 ausgeschlossen  werden.  Deshalb  sieht  die  Verordnungser-
 mächtigung  nach  Absatz  3  Satz  1  Nr.  1  vor,  dass  in  der
 Rechtsverordnung  bestimmt  werden  kann,  unter  welchen
 Voraussetzungen  die  Messung  von  einem  anderen  als  dem
 Messstellenbetreiber  durchgeführt  werden  kann.  Allerdings
 zeigen  die  im  Evaluierungsbericht  der  Bundesregierung
 dargestellten  Erfahrungen,  dass  die  fehlende  Öffnung  der
 Messung  für  den  Wettbewerb  einerseits  und  das  bei  einem
 Wechsel  des  Messstellenbetreibers  dadurch  bedingte  Ausein-
 anderfallen  von  Messstellenbetrieb  und  Messung  anderer-
 seits  wesentliche  Gründe  für  die  bisher  unbefriedigende
 wettbewerbliche  Entwicklung  auch  im  Bereich  des  Mess-
 stellenbetriebs  gewesen  sind.  Es  ist  anzunehmen,  dass  Dritte
 in  der  Regel  ein  Interesse  daran  haben  werden,  Messstellen-
 betrieb und Messung in einer Hand durchzuführen.

 Nach  Absatz  3  Satz  1  Nr.  2  können  in  der  Rechtsverordnung
 auch  technische  Mindestanforderungen  für  Messeinrichtun-
 gen  geregelt  werden.  Die  Vorschrift  stellt  insoweit  klar,  dass
 nicht  nur  technische  Mindestanforderungen  in  den  Verträgen
 zwischen  Netzbetreibern  und  Messstellenbetreibern  nach
 Absatz  3  Satz  1  Nr.  1  in  Verbindung  mit  Satz  2  Nr.  2  ausge-
 staltet  werden  können,  sondern  dass  die  Verordnung  auch
 Vorgaben  für  den  Messstellenbetrieb  treffen  kann,  die  für  je-
 den Messstellenbetreiber, auch den Netzbetreiber, gelten.

 Die  Verordnungsermächtigung  nach  Absatz  3  Satz  1  Nr.  3
 entspricht  der  Regelungstechnik  des  §  17  Abs.  3  Satz  1  Nr.  2
 EnWG  und  des  §  24  Satz  1  Nr.  2  EnWG.  Die  Verordnungs-
 ermächtigung  ermöglicht  es,  die  Regulierungsinstrumente
 des  §  29  EnWG  auch  auf  die  Rechtsbeziehungen  des  Netz-
 betreibers  zu  anderen  Messstellenbetreibern  oder  die  Mes-
 sung durchführenden Unternehmen anzuwenden.

 Zu Doppelbuchstabe bb

 Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung.

 Zu Doppelbuchstabe cc

 Der  einleitende  Satzteil  des  Absatzes  3  Satz  2  nimmt  eine  re-
 daktionelle Folgeänderung vor.

 Absatz  3  Satz  2  Nr.  1  und  2  ergänzt  die  bisherige  Regelung
 nach Absatz 3 Satz  3 und konkretisiert die möglichen Rege-
 lungsinhalte  der  Rechtsverordnung.  Absatz  3  Satz  2  Nr.  2
 trägt  der  Tatsache  Rechnung,  dass  sich  die  Uneinheitlichkeit
 der  von  den  Netzbetreibern  festgelegten  Mindestanforderun-
 gen  als  Wettbewerbshindernis  für  den  Messstellenbetrieb  er-
 wiesen  hat.  Geeignete  vereinheitlichende  und  verbindliche
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Regelungen  wirken  dem  entgegen.  Solche  Mindestanforde-
 rungen  ersetzen  insoweit  die  vom  Netzbetreiber  für  sein
 Netzgebiet vorgesehenen Mindestanforderungen.

 Absatz  3  Satz  2  Nr.  3  entspricht  der  bisherigen  Regelung  des
 Absatzes  3  Satz  3  Nr.  1.  Klargestellt  wird,  dass  die  Bestim-
 mungen  zu  den  Datenformaten,  die  für  die  Übermittlung  der
 Messdaten  zu  verwenden  sind,  auf  eine  bundeseinheitliche
 Verwendung zielen.

 Der  bisherige  Absatz  3  Satz  3  Nr.  2  bis  5  wird  Absatz  3
 Satz  2  Nr.  4  bis  7.  Die  neuen  Nummern  6  und  7  werden  re-
 daktionell angepasst.

 Zu Nummer 4 (§  29 EnWG)

 Es  handelt  sich  um  Folgeänderungen  zu  Nummer  1  Buch-
 stabe c Doppelbuchstabe aa.

 Zu Nummer 5 (§  35 Abs.  1 Nr.  12 EnWG)

 Es  handelt  sich  um  eine  redaktionelle  Klarstellung,  dass  das
 Monitoring  der  Bundesnetzagentur  auch  die  in  der  Vorschrift
 genannten Aspekte umfasst.

 Zu Nummer 6 (§  40 EnWG – neu)

 Die  Vorschrift  übernimmt  den  bisherigen  §  42  Abs.  6  EnWG
 und  erstreckt  die  Verpflichtung  zur  Ausweisung  der  Netzent-
 gelte,  entsprechend  den  von  der  Bundesregierung  im  Evalu-
 ierungsbericht  nach  §  112  EnWG  vorgesehenen  Maßnah-
 men,  auf  den  Gasbereich.  Es  ist  kein  Grund  ersichtlich,
 weshalb  die  im  Strombereich  erforderliche  Transparenz  der
 Netzentgelte  nicht  für  den  Gasbereich  vorgesehen  ist.  Inso-
 weit  kann  auf  die  Ausführungen  im  Evaluierungsbericht  ver-
 wiesen  werden.  Konkretisiert  wird,  dass  auch  die  in  den
 Netzentgelten  enthaltenen  Entgelte  für  den  Messstellenbe-
 trieb  und  die  Messung  gesondert  ausgewiesen  werden.  Dies
 ist  erforderlich,  um  die  mit  diesem  Gesetz  vorgesehene  voll-
 ständige  Marktöffnung  des  Messwesens  praktisch  wirksam
 werden  zu  lassen.  Ohne  Kenntnis  über  die  Höhe  der  bisher
 anfallenden  Entgelte  für  den  Messstellenbetrieb  und  die
 Messung  ist  es  den  Anschlussnutzern,  also  den  Letztverbrau-
 chern,  nicht  möglich,  die  Wirtschaftlichkeit  der  Durchfüh-
 rung der Aufgaben durch einen Dritten zu beurteilen.

 Zu Nummer 7 (§  42 EnWG)

 Die  Vorschrift  enthält  eine  redaktionelle  Folgeänderung  zu
 Nummer 6.

 Zu Artikel 2

 Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes.
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Anlage 2
 Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates
 Der  Nationale  Normenkontrollrat  hat  den  Entwurf  eines  Ge-
 setzes  zur  vollständigen  Öffnung  des  Messwesens  bei  Strom
 und  Gas  für  Wettbewerb  auf  Bürokratiekosten,  die  durch  In-
 formationspflichten begründet werden, geprüft.

 Mit  dem  Gesetzentwurf  werden  keine  Informationspflichten
 für  Bürgerinnen  und  Bürger  sowie  für  die  Verwaltung  ein-
 geführt,  geändert  oder  aufgehoben.  Für  die  Unternehmen
 wird  eine  Informationspflicht  eingeführt.  Die  daraus  für  die
 Unternehmen  entstehenden  Bürokratiekosten  sind  einmalig
 und von geringem Umfang.

 Der  Nationale  Normenkontrollrat  hat  daher  im  Rahmen
 seines  gesetzlichen  Prüfauftrags  keine  Bedenken  gegen  das
 Regelungsvorhaben.



Drucksache 16/8306 – 12 – Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode
Anlage 3
 Stellungnahme des Bundesrates
 Der  Bundesrat  hat  in  seiner  841.  Sitzung  am  15.  Februar
 2008  beschlossen,  zu  dem  Gesetzentwurf  gemäß  Artikel  76
 Abs.  2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:

 1.  Zum Gesetzentwurf allgemein

 Der  Bundesrat  begrüßt  die  Intention  des  Gesetzes,  das
 Zähl-  und  Messwesen  vollständig  für  den  Wettbewerb  zu
 öffnen  und  zugleich  den  Letztverbrauchern  den  Zugang
 zu neuen Zählertechnologien zu ermöglichen.

 Um  diese  Marktöffnung  auch  in  der  Praxis  möglichst
 effizient  und  kostengünstig  umzusetzen,  ist  es  jedoch  im
 Interesse  aller  Marktteilnehmer  erforderlich,  dass  die
 Bundesregierung  von  der  im  Gesetzentwurf  vorgese-
 henen  Verordnungsermächtigung  schnellstmöglich  Ge-
 brauch  macht,  um  die  im  Gesetz  enthaltenen  allgemeinen
 Regelungen  für  die  bei  den  Energieversorgungsunterneh-
 men,  bei  den  Messstellenbetreibern  und  bei  den  die  Mes-
 sung  durchführenden  Unternehmen  neu  einzurichtenden
 Geschäftsprozesse ausreichend zu konkretisieren.

 Aus  Sicht  des  Bundesrates  gilt  es  dabei  zu  verhindern,  dass
 der  Wettbewerb  im  Messstellenbetrieb  nachteilige  Aus-
 wirkungen  auf  die  Netzentgelte  der  Haushaltsnetzkunden
 hat  und  mit  nicht  beabsichtigten  Verschlechterungen  im
 Hinblick  auf  Daten-  und  Verbraucherschutz  einhergeht.

 Der  Bundesrat  bittet  deshalb  die  Bundesregierung,  mit
 dem  Erlass  einer  diesbezüglichen  Rechtsverordnung
 sicherzustellen,  dass  der  Wettbewerb  im  Zähl-  und  Mess-
 wesen  auf  der  Grundlage  gesicherter  und  geordneter
 Geschäftsprozesse  erfolgt  und  negative  Folgen  für  den
 Netzbetreiber  mit  Auswirkungen  auf  die  Netzentgelte  der
 Letztverbraucher möglichst vermieden werden.

 Der  Bundesrat  bittet  die  Bundesregierung  umfassend  zu
 prüfen,  in  welchem  Maß  Vorkehrungen  zu  treffen  sind,
 dass  wünschenswerte  technische  Innovationen  beim
 Zähl-  und  Messwesen  im  Hinblick  auf  Daten-  und  Ver-
 braucherschutz  nicht  zu  unangemessenen  Nachteilen  bei
 den Kunden führen.

 B e g r ü n d u n g

 Der  Gesetzentwurf  legt  die  grundsätzlichen  Rahmenbe-
 dingungen  für  eine  Marktöffnung  im  Bereich  des  Mess-
 wesens  fest,  wonach  auf  Wunsch  des  Anschlussnutzers
 der  Messstellenbetrieb  und  die  Messung  künftig  an  Stelle
 des  Netzbetreibers  auch  von  einem  Dritten  durchgeführt
 werden  können.  Der  Gesetzentwurf  lässt  aber  noch  einige
 Detailfragen  zur  praktischen  Durchführung  der  Wechsel-
 prozesse  und  zur  Gestaltung  der  notwendigen  Verträge
 offen.  Um  im  Interesse  aller  Marktteilnehmer,  insbeson-
 dere  der  Letztverbraucher,  effiziente  und  kostengünstige
 (möglichst  einheitliche)  Abläufe  zu  ermöglichen,  müssen
 diese  Detailfragen  in  einer  kurzfristig  zu  erlassenden  Ver-
 ordnung  mit  Zustimmung  des  Bundesrates,  für  die  bereits
 ein Referentenentwurf vorliegt, geregelt werden.

 Die  mit  dem  Gesetz  ausdrücklich  verbundene  Erwartung,
 dass  „vor  allem  technische  Innovationen  beim  Zähl-  und

 Messwesen  sowie  Konzepte  für  intelligente  Netze“  ge-
 fördert  werden,  wie  auch  die  Vermeidung  von  unüber-
 sichtlichen  Rechtslagen  bei  der  Abwicklung  wechselnder
 Verantwortlichkeiten  für  den  Messstellenbetrieb,  könnte
 als  Kehrseite  steigende  Netzkosten  und  schmerzhafte
 Einschnitte  in  den  Daten-  und  Verbraucherschutz  mit  sich
 bringen.  Es  ist  erforderlich,  dass  der  Gesetz-  bzw.  Verord-
 nungsgeber  einer  solchen  Entwicklung  durch  geeignete
 klare Rahmenbedingungen entgegenwirkt.

 Innovative  Zähler  bedeuten,  dass  das  Energieversor-
 gungsunternehmen  jederzeit  und  unmittelbaren  Einblick
 in  die  Verbrauchsdaten  und  das  Verbrauchsverhalten  des
 Kunden  erhält.  Dies  wird  gemeinhin  als  Eingriff  in  die
 Privatsphäre  gewertet.  Die  digitale  Fernablesung  birgt
 zudem  das  Potenzial  in  sich,  die  gesetzlichen  Spielregeln
 zur  Aufrechterhaltung  der  Grundversorgung  durch  tech-
 nische  Innovation  zu  unterlaufen.  Fernablesung  ermög-
 licht  immer  auch  Fernabsperrung.  Bei  der  Abwägung  der
 Verbraucherinteressen  ist  sorgfältig  darauf  zu  achten,
 dass  mit  dem  flächendeckenden  Einsatz  neuer  Zähler-
 technologien  nicht  ein  Instrument  geschaffen  wird,  das
 vorrangig  den  nachvollziehbaren  Interessen  der  Versor-
 gungswirtschaft  an  einem  reibungslosen  und  effizienten
 Inkassogeschäft  dient.  Im  Interesse  der  Verbraucher  darf
 die  Einführung  der  elektronischen  Verbrauchsmessung
 nicht  zu  hohen  Umrüstungskosten  für  Letztverbraucher
 führen  und  es  darf  keine  Pflichtausstattung  mit  Geräten
 zur  elektronischen  Verbrauchsmessung  geben.  Der  Ver-
 braucher  sollte  sich  auch  weiterhin  für  eine  Teilnahme
 am manuellen Ableseverfahren entscheiden können.

 2.  Zu  Artikel  1  Nr.  3  Buchstabe  b  Doppelbuchstabe  dd1
 – neu – (§  21b Abs.  2 Satz  8 EnWG)

 In  Artikel  1  Nr.  3  Buchstabe  b  ist  nach  Doppelbuchsta-
 be dd folgender Doppelbuchstabe einzufügen:

 ,dd1)  Der bisherige Satz  8 wird wie folgt gefasst:

 „Bei  einem  Wechsel  des  Messstellenbetreibers  oder
 des  die  Messung  durchführenden  Dienstleisters
 sind  die  für  einen  effizienten  Wechselprozess  erfor-
 derlichen  Verträge  abzuschließen  und  die  notwen-
 digen Daten unverzüglich auszutauschen.“‘

 B e g r ü n d u n g

 §  21b  Abs.  2  Satz  8  EnWG  bezieht  sich  bisher  nur  auf
 den  Messstellenbetreiber.  Im  vorliegenden  Gesetzent-
 wurf  ist  hierzu  keine  Änderung  vorgesehen.  Das  lässt  au-
 ßer  Acht,  dass  nach  dem  Gesetzentwurf  die  Marktrollen
 von  Messstellenbetreiber  und  Messdienstleister  ausein-
 ander  fallen  können.  Es  muss  daher  klargestellt  werden,
 dass  sowohl  bei  einem  Wechsel  des  Messstellenbetrei-
 bers  als  auch  beim  Wechsel  des  Messdienstleisters  alle
 Beteiligten  verpflichtet  sind,  die  für  einen  effizienten
 Wechselprozess  erforderlichen  Verträge  abzuschließen
 bzw. Daten auszutauschen.
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Anlage 4
 Gegenäußerung der Bundesregierung
 Die  Bundesregierung  äußert  sich  zu  der  Stellungnahme  des
 Bundesrates  zu  dem  Regierungsentwurf  eines  Gesetzes  zur
 Öffnung  des  Messwesens  bei  Strom  und  Gas  für  Wettbewerb
 wie folgt:

 1.  Zum Gesetzentwurf allgemein

 Die  Bundesregierung  begrüßt  die  Unterstützung  des  Bun-
 desrates  für  ihren  Gesetzentwurf.  Sie  weist  darauf  hin,
 dass  auch  sie  anstrebt,  die  in  dem  Gesetzentwurf  vor-
 gesehene  Verordnungsermächtigung  so  schnell  wie  mög-

 lich  zu  nutzen.  Ein  entsprechender  Beschluss  des
 Bundeskabinetts  war  bereits  im  Rahmen  des  Kabinetts-
 beschlusses  vom  5.  Dezember  2007  für  Mai  2008  vorge-
 sehen worden.

 2.  Zu  Artikel  1  Nr.  3  Buchstabe  b  Doppelbuchstabe  dd
 –  neu – (§  21b Abs.  2 Satz  8 EnWG)

 Die  Bundesregierung  stimmt  einer  redaktionellen  Klar-
 stellung zu.
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